
mitwirkende Verursachung durch den Geschädigten 
oder durch Dritte, das Tatgeschehen begünstigende Be­
dingungen und ungünstige häusliche Verhältnisse die 
Beurteilung der Tat als geringfügig und damit den 
Ausspruch einer Geldstrafe rechtfertigen. Es kommt 
demnach auf die zusammenhängende Bewertung aller 
objektiven und subjektiven Umstände an.
In der Praxis der Gerichte wird gegenwärtig die Geld­
strafe häufig bei Verkehrsdelikten ausgesprochen. 
L i s c h k e / S c h  r ü d e r  haben dazu Stellung genom­
men und insbesondere die Frage behandelt, wann bei 
Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit (§ 49 StVO) die 
Geldstrafe anzuwenden ist5. Ihren Ausführungen ist zu­
zustimmen. Richtig ist auch die vom Bezirksgericht Ro­
stock vertretene Auffassung, daß dann, wenn durch 
Verletzung des § 49 StVO ein Verkehrsunfall und die 
Gesundheitsschädigung eines anderen Bürgers verur­
sacht worden sind, keine geringfügige Straftat vorliegt'1. 
Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß der Standpunkt 
des Bezirksgerichts, ein erstmaliger Verstoß gegen § 49 
StVO sei g r u n d s ä t z 1 i c h als eine geringfügige Straf­
tat anzusehen, bei der eine Geldstrafe ausgesprochen 
werden könne, nicht zu Schematismus führen darf. 
Dieser Grundsatz erklärt die Erstmaligkeit der Straf­
tat zum entscheidenden Kriterium und läßt außer acht, 
daß alle Umstände und Folgen der Tat und die Persön­
lichkeit des Täters als Einheit zu berücksichtigen sind.
Bei vorsätzlicher Körperverletzung, bei Sachbeschädi­
gung oder bei Hausfriedensbruch ist hinsichtlich der 
Tatschwere zu beachten, daß eine Geldstrafe grundsätz­
lich dann nicht gerechtfertigt ist, wenn die Tat durch 
Rücksichtslosigkeit und Brutalität gekennzeichnet ist5.
Es wird Aufgabe insbesondere der Strafsenate des 
Obersten Gerichts und der Bezirksgerichte sein, durch 
analytische Tätigkeit und durch Entscheidungen Krite­
rien für die Anwendung der Geldstrafe in Beziehung 
auf die Tatschwere herauszuarbeiten.

b) Die Grundhaltung des Täters
Ein wichtiges Kriterium für die Anwendung der Geld­
strafe ist die Grundhaltung des Täters zur sozialisti­
schen Gemeinschaft5. Diese Grundhaltung ist insbeson­
dere an der Pflichterfüllung des Täters und seiner 
Aktivität im Beruf und in der sonstigen gesellschaft­
lichen Arbeit meßbar. Verfehlt wäre es jedoch, fach­
liche Leistungen als ausschließlichen Maßstab anzu­
sehen und sie vom Tatgeschehen isoliert zu betrachten. 
Da die Strafe insbesondere tatbezogen sein muß, dürfen 
gute Arbeitsleistungen bei einem besonders verwerf­
lichen Verhalten nicht überbetont werden. Andererseits 
können weniger gute Arbeitsleistungen nicht generell 
eine Geldstrafe ausschließen, so z. B. wenn der Schaden 
oder die sonstigen Auswirkungen der Straftat nicht er­
heblich sind und die Tat nicht Ausdruck eines beson­
ders rücksichtslosen Verhaltens war. Auch in diesen 
Fällen kann eine Geldstrafe vom Täter als eine echte 
Mißbilligung seines strafbaren Verhaltens empfunden 
werden und ihn veranlassen, sein Leben künftig den 
Normen der sozialistischen Gesellschaftsordnung ent­
sprechend zu gestalten.
Diejenigen Gerichte, die allein wegen schlechter Ar­
beitsleistungen oder wegen mangelnder Disziplin des 
Täters eine Geldstrafe ablehnen und statt dessen eine 
bedingte Verurteilung oder sogar eine Freiheitsstrafe

3 Lischke / Schröder, „Zur Rechtsprechung in Verkehrsstraf­
sachen“, NJ 1965 S. 349 ff. (351).
4 BG Rostock, Urteil vom 8. Juni 1964 - BSR 48/64 - (NJ 1964 
S. 480).
5 Vgl. OG, Urteil vom 20. Mai 1954 - 2 Zst m 102/54 - (NJ 
1954 S. 421).
6 Auf Besonderheiten, z. B. bei Zoll- und Devisenvergehen 
durch Ausländer während ihres kurzfristigen Aufenthalts in 
der DDR, soll hier nicht eingegangen werden.

aussprechen, verkennen Funktion und Wirkung der 
Geldstrafe. Sie übersehen, daß die erzieherische Wir­
kung einer Geldstrafe durch die Einbeziehung des Kol­
lektivs öder durch eine Bürgschaft so erhöht werden 
kann, daß es anderer Strafen nicht bedarf. 
Schwierigkeiten gibt es in der Praxis bei solchen Tä­
tern, die häufig ihren Arbeitsplatz gewechselt haben. 
Das gilt z. B. für Saisonarbeiter, die u. U. auch einmal 
kurze Zeit nicht gearbeitet haben, ohne daß sie Arbeits­
bummelanten sind, aber auch für solche Bürger, die 
wegen einer Straftat in einen anderen Betrieb überge­
wechselt sind, um Auseinandersetzungen zu entgehen. 
Auch in diesen Fällen kann ggf. auf eine bedingte Ver­
urteilung mit eventueller Arbeitsplatzbindung verzich­
tet werden, wenn eine Geldstrafe der Gefährlichkeit der 
Straftat und dem Grad der Schuld gerecht wird und 
ihre erzieherische Wirkung auf den Täter — auch unter 
dem Gesichtspunkt, ihn zu einer besseren Arbeitsdiszi­
plin zu veranlassen — nicht verfehlt. Es wäre schema­
tisch, bei diesen Bürgern die Möglichkeit des Aus­
spruchs von Geldstrafen von vornherein auszuschließen. 
Dabei wird es allerdings vielfach notwendig sein, daß 
das Gericht den weiteren Erziehungs- und Bewährungs­
prozeß sorgfältig vorbereitet. Dieser Grundsatz gilt 
jedoch nicht für arbeitsscheue oder asoziale Personen.

c) Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters
Bei Tätern, die nur über geringes Einkommen oder Ver­
mögen verfügen, z. B. bei Hausfrauen, Studenten oder 
Rentnern, ist es verfehlt, lediglich unter dem Gesichts­
punkt, daß die Bezahlung der Geldstrafe aus eigenen 
Mitteln schwierig ist, von einer an sich angebrachten 
Geldstrafe abzusehen und auf eine andere Strafe zu 
erkennen. Derartige Umstände müssen vielmehr bei 
der Höhe der Geldstrafe berücksichtigt werden.
Dagegen muß dann, wenn die wirtschaftlichen Verhält­
nisse nur eine Geldstrafe zulassen, die der Tatschwere 
nicht gerecht wird, auf den Ausspruch einer Geldstrafe 
verzichtet werden. Das gilt auch für die Fälle, in denen 
eine Geldstrafe deshalb nicht erzieherisch auf den An­
geklagten ein wirken kann, weil er z. B. von seinen 
Eltern unterhalten wird, so daß diese auch die Geld­
strafe bezahlen würden. Hier würde eine Geldstrafe 
ihrer Funktion gegenüber dem Täter nicht gerecht wer­
den.
Verschiedentlich ist die Ansicht vertreten worden, in 
den Fällen, in denen wegen ungünstiger wirtschaft­
licher Verhältnisse anzunehmen ist, daß eine Geldstrafe 
nicht beigetrieben werden kann, müsse allein deshalb 
auf eine andere Strafart erkannt werden. Dieser Auf­
fassung können wir nicht zustimmen, denn sie läßt 
völlig außer acht, daß bei ungünstigen wirtschaftlichen 
Verhältnissen eine Geldstrafe auch in Raten gezahlt 
bzw. sogar gestundet werden kann (§ 28 StGB, § 24 
Strafvollstreckungsordnung).
Im übrigen scheint uns der Ausgangspunkt für solche 
Überlegungen — die zwangsweise Vollstreckung der 
Geldstrafe — falsch zu sein. Natürlich können sich bei 
der Vollstreckung Schwierigkeiten ergeben. Da aber für 
die Nichtanwendung der Geldstrafe ausschließlich die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Angeklagten ange­
führt werden und nicht etwa die u. U. begründete An­
nahme der strikten Weigerung des Angeklagten zur 
Zahlung der Geldstrafe, wird fehlerhaft davon ausge­
gangen, daß Strafen generell zwangsweise vollstreckt 
werden müssen. Die Praxis zeigt jedoch, daß die mei­
sten Geldstrafen freiwillig bezahlt werden. Sollte sich 
der Verurteilte der Zahlung einer Geldstrafe böswillig 
widersetzen und ist eine zwangsweise Vollstreckung 
nicht realisierbar, so kann die Geldstrafe immer noch 
gemäß § 29 StGB in eine Freiheitsstrafe umgewandelt 
werden.
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